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Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
geltenden Vorschriften über Massenentlassungen 
weisen hinsichtlich der Bedingungen und Verfahren 
wie auch der Maßnahmen, die getroffen wurden, um 
für die Arbeitnehmer die Folgen einer Entlassung 
abzumildern, erhebliche Unterschiede auf, die sich in 
den letzten Jahren verstärkt haben; 

diese beträchtlichen Unterschiede im Bereich des 
Schutzes der Arbeitnehmer bei Massenentlassungen 
wirken sich insofern unmittelbar auf das Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes aus, als sie 
Disparitäten in den Wettbewerbsbedingungen schaf- 
fen, welche die Entscheidungen der Unternehmen 
und insbesondere der multinationalen Unternehmen 
über die Verteilung der von ihnen benötigten 
Arbeitsplätze beeinflussen können; auf diese Weise 
kann auch ein dem sozialen Fortschritt entgegen- 
stehender und einer ausgewogener Global- und 
Regionalentwicklung innerhalb der Gemeinschaft 
abträglicher Druck ausgeübt werden. Ferner beein- 
trächtigen diese Unterschiede das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes, da sie mit der Notwendig- 
keit, auf eine Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken 
und dadurch im Wege des Fortschritts ihre Anglei- 
chung zu ermöglichen, nicht zu vereinbaren sind. 
Andererseits können die wirtschaftlichen Verände- 
rungen und die Schließung von Betrieben, die damit 
einhergehen kann, integrierender Bestandteil der 
Zuwendung zu aussichtsreicheren Tätigkeiten sein; 

die wirtschaftliche Integration in der Gemein- 
schaft, der sich ständig verschärfende Wettbewerb 
auf weltweiter Ebene, das Tempo des technologi- 
schen Fortschritts, die Veränderung der Nachfrage- 
struktur, die rasche Entwicklung der multinationalen 
Unternehmen und die Ungleichgewichte in der sozio- 
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ökonomischen Entwicklung in der Gemeinschaft, 
haben immer nachhaltigere Auswirkungen auf die 
Sicherung der Arbeitsplätze; 

darüber hinaus ist es im Rahmen einer ausge- 
wogenen Entwicklung der Gemeinschaft im sozialen 
und wirtschaftlichen Bereich erforderlich, die vor- 
genannten Rechtsvorschriften im Sinne des Fort- 
schritts gemäß Artikel 117 zu harmonisieren, um zu 
verhindern, daß im Zuge des wirtschaftlichen Inte- 
grationsprozesses Gebiete mit bedeutender Arbeits- 
losigkeit oder Unterbeschäftigung entstehen; 

deshalb ist es erforderlich, die in diesem Bereich 
bestehenden Unterschiede zu beseitigen und die 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften durch den Erlaß 
von gemeinschaftlichen Mindestregelungen einander 
anzupassen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1 . Beabsichtigt ein Arbeitgeber aus einem oder 
mehreren Gründen, die nicht in der Person des 
Arbeitnehmers liegen, innerhalb eines Zeitraums 
von einem Monat die Entlassung von 

a) mindestens fünf Arbeitnehmern in Betrieben 
mit in der Regel mehr als 20 und weniger als 
50 Arbeitnehmern, 

b) mindestens 10 v. H. der Arbeitnehmer in Be- 
trieben mit in der Regel mindestens 50 und 
weniger als 250 Arbeitnehmern, 

c) mindestens 25 Arbeitnehmern in Betrieben 
mit in der Regel mindestens 250 Arbeit- 
nehmern, 

so hat er dies der zuständigen Behörde des Mit- 
gliedstaates unter Angabe aller zweckdienlichen 
Einzelheiten wie Gründe für die Entlassung, ge- 
naue Anzahl der zu entlassenden Arbeitnehmer 
und Zeitraum, innerhalb dessen die Entlassungen 
vorgenommen werden sollen, anzugeben. 

Betrieb im Sinne dieser Richtlinie ist die örtliche 
Beschäftigungseinheit. 

2. Das Ergebnis der in Artikel 4 vorgesehenen 
Konsultation der Arbeitnehmervertreter ist die- 
ser Anzeige beizufügen. Liegt im Zeitpunkt der 
Anzeige ein Ergebnis nicht vor, so ist der An- 
zeige die Mitteilung über die Einleitung und den 
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Stand der Konsultation beizufügen und das Er- 
gebnis innerhalb einer Frist von drei Wochen 
nachzureichen. 

Artikel 2 

1. Soweit keine gegenteilige Äußerung der zustän- 
digen Behörde vorliegt, werden die angezeigten 
Entlassungen frühestens einen Monat nach Ein- 
gang der ordnungsgemäßen Anzeige nach 
Artikel 1 Abs. 1 und 2 wirksam. Im übrigen 
bleiben die für den Fall der Einzelkündigung 
geltenden Bestimmungen unberührt. 

2. Diese Frist muß von der Behörde dazu benutzt 
werden, nach Lösungen für die durch die beab- 
sichtigten Entlassungen aufgeworfenen Probleme 
zu suchen. 

3. Bleiben die Bemühungen der zuständigen Be- 
hörde gemäß Absatz 2 erfolglos, kann diese Frist 
in Ausnahmefällen um einen Monat verlängert 
werden, wenn dadurch die Existenz des Unter- 
nehmens nicht gefährdet wird. Diese Verlänge- 
rung ist dem Arbeitgeber binnen drei Wochen 
nach Eingang der Anzeige mitzuteilen und zu 
begründen. 

Artikel 3 

1. Die zuständige Behörde kann der Durchführung 
der angezeigten Entlassungen widersprechen, 
wenn die Prüfung durch die zuständige nationale 
Behörde ergibt, daß die gemäß Artikel 1 vom 
Arbeitgeber angeführten Gründe nicht gegeben 
sind. 

2. Die zuständige Behörde kann die Aufschiebung 
der Entlassungen anordnen und die in Artikel 2 
Abs. 1 genannte Frist um höchstens einen weite- 
ren Monat verlängern, wenn das in Artikel 4 
Abs. 4 vorgesehene Vermittlungsverfahren be- 
antragt wurde. 

Artikel 4 

1. Bevor der Arbeitgeber der zuständigen Behörde 
die Entlassungen gemäß Artikel 1 anzeigt, ist er 
gehalten, die Vertreter der betroffenen Arbeit- 
nehmer zu konsultieren, um eine Einigung anzu- 
streben. 

2. Diese Konsultation sollte sich insbesondere er- 
strecken auf: 

— die Möglichkeit, die geplanten Entlassungen 
zu vermeiden oder einzuschränken; 

• — die Kriterien für die Auswahl der zu ent- 
lassenden Arbeitnehmer; 

— die Möglichkeit, den von der Entlassung be- 
drohten Arbeitnehmern innerhalb des glei- 
chen Unternehmens, gegebenenfalls durch be- 
rufliche Anpassungsmaßnahmen, Umsetzung 
in einen anderen Betrieb oder unter veränder- 


ten Bedingungen im Arbeitsverhältnis einen 
anderen Arbeitsplatz zuzuweisen; 

— eventuell zu gewährende Ausgleichsver- 
gütungen für Lohnkürzungen und zusätzliche 
V ergünstigungen ; 

— die zugunsten der zu entlassenden Arbeit- 
nehmer zu treffenden Vorkehrungen, insbe- 
sondere die eventuell zu gewährenden Ent- 
lassungsabfindungen und die vorrangige 
Wiederbeschäftigung; 

— die Durchführungsmodalitäten, insbesondere 
die zeitliche Staffelung der Entlassungen. 

3. Hierzu hat der Arbeitgeber den vorgenannten 
Arbeitnehmervertretern schriftlich alle zweck- 
dienlichen und in jedem Fall alle in Artikel 1 
Abs. 1 genannten Auskünfte zu erteilen, damit 
sie konstruktive Vorschläge unterbreiten können. 

4. Ist nach Abschluß der Konsultationen keine Eini- 
gung zwischen den Parteien erzielt worden, kön- 
nen die Parteien ein Vermittlungsverfahren ver- 
einbaren. Kommt eine Vereinbarung über ein 
Vermittlungsverfahren nicht zustande, so kann 
jede der Parteien die Vermittlung der öffent- 
lichen Behörde beantragen. Wird die Vermitt- 
lung nur von einer Partei beantragt, so hat sich 
die andere Partei auf das Verfahren einzulassen. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie betrifft nicht die Entlassungen im 
Rahmen von Arbeitsverträgen auf Zeit und von 
Arbeitsverträgen für eine bestimmte Tätigkeit. 

Artikel 6 

Binnen sechs Monaten nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten ihre Rechts- 
vorschriften im Einklang mit den vorstehenden Be- 
stimmungen und setzen die Kommission hiervon 
unverzüglich in Kenntnis. Die so geänderten Rechts- 
vorschriften sind spätestens ein Jahr nach dieser 
Bekanntgabe anzuwenden. 

Artikel 7 

Nach Ablauf der in Artikel 6 vorgesehenen Ein- 
jahresfrist übermitteln die Mitgliedstaaten der Kom- 
mission binnen zwei Jahren alle zweckdienlichen 
Angaben, damit sie für den Rat einen Bericht über 
die Anwendung dieser Richtlinie erstellen kann. Die 
i Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission außer- 
| dem von allen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

I die sie im Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
erlassen. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
12. Februar 1974 - 1/4 -680 70- E- Re 25/74: 

Der ursprüngliche Kommissionsvorschlag ist mit meinem Schreiben vom 25. November 1972 - 1/4 (IV/ 1) - 
680 70 - E - Sta 17/72 - übersandt worden. 

Die Anhörung des Buropäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses erfolgte zu dem 
ursprünglichen Kommissionsvorschlag. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode Drucksache 7/1669 


Überblick über die vom Europäischen Parlament und vom Wirtschafts- und Sozial-Ausschuß 
vorgeschlagenen Änderungen zum Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Das Europäische Parlament und der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß haben die von der Kommission 
gewählte Rechtsgrundlage sowie das Rechtsinstru- 
ment akzeptiert und die Grundkriterien des Richt- 
linienvorschlags, das heißt: 

— die Anzeigepflicht an die öffentlichen Behörden, 

— die Intervention der öffentlichen Behörden unter 
bestimmten Bedingungen, 

— die Konsultation zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 

unangetastet gelassen. 

Die vom Europäischen Parlament und vom Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß vorgeschlagenen Ände- 
rungen, die zum Teil inhaltlich übereinstimmen, be- 
treffen mehr die Technik des Richtlinienvorschlags 
als seine Konzeption. 


2. Besondere Bemerkungen 

A. Erwägungsgründe*) 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Diese beträchtlichen Unterschiede im Bereich des 
Schutzes der Arbeitnehmer bei Massenentlassungen 
wirken sich insofern unmittelbar auf das Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes aus, als sie 
Disparitäten in den Wettbewerbsbedingungen schaf- 
fen, welche die Entscheidungen der Unternehmen 
und insbesondere der multinationalen Unternehmen 
über die Verteilung der von ihnen benötigten 
Arbeitsplätze beeinflussen können; auf diese Weise 
kann auch ein dem sozialen Fortschritt entgegen- 
stehender und einer ausgewogenen Global- und 
Regionalentwicklung innerhalb der Gemeinschaft 
abträglicher Druck ausgeübt werden. Ferner beein- 
trächtigen diese Unterschiede das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes, da sie mit der Notwendig- 
keit auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen der Arbeitskräfte hinzuwirken und 
dadurch im Wege des Fortschritts ihre Angleichung 
zu ermöglichen, nicht zu vereinbaren sind; 

die wirtschaftliche Integration in der Gemeinschaft, 
der sich ständig verschärfende Wettbewerb auf welt- 
weiter Ebene, das Tempo des technologischen Fort- 
schritts, die Veränderungen der Nachfragestruktur, 
die rasche Entwicklung der multinationalen Unter- 
nehmen und die Ungleichgewichte in der sozio- 
ökonomischen Entwicklung in der Gemeinschaft 
haben immer nachhaltigere Auswirkungen auf die 
Sicherung der Arbeitsplätze; 

*) Im nachstehenden sind lediglich die Erwägungsgründe 
des Richtlinienvorschlags angegeben, auf die sich die 
Bemerkung des EP und des WSA beziehen. 


darüber hinaus ist es im Rahmen einer ausgewoge- 
nen Entwicklung der Gemeinschaft im sozialen und 
wirtschaftlichen Bereich erforderlich, die vorgenann- 
ten Rechtsvorschriften zu harmonisieren, um zu ver- 
hindern, daß im Zuge des wirtschaftlichen Integra- 
tionsprozesses Gebiete mit Massenarbeitslosigkeit 
entstehen; 

b) EP: entspricht dem Text der Kommission; 

; c) WSA: nach dem zweiten Erwägungsgrund sollte 
ein dritter, neuer Erwägungsgrund eingefügt wer- 
den, der wie folgt zu formulieren wäre: 

„Andererseits können die wirtschaftlichen Verände- 
rungen und die Schließung von Betrieben, die damit 
einhergehen kann, integrierender Bestandteil der 
Zuwendung zu aussichtsreicheren Tätigkeiten sein.“ 
— Der vierte Erwägungsgrund sollte wie folgt ge- 
ändert werden: 

Darüber hinaus ist es im Rahmen einer ausgewoge- 
nen Entwicklung der Gemeinschaft im sozialen und 
wirtschaftlichen Bereich erforderlich, die vorgenann- 
ten Rechtsvorschriften ,im Sinne des Fortschritts 
gemäß Artikel 117 zu harmonisieren, um zu ver- 
hindern, daß im Zuge des wirtschaftlichen Integra- 
tionsprozesses Gebiete mit bedeutender Arbeits- 
losigkeit oder Unterbeschäftigung entstehen. 

d) Bemerkungen 

Es bestehen keine Bedenken, die von WSA vorge- 
schlagenen Änderungen zu übernehmen. 

B. Artikel 1 Abs. 1 

j a) Ursprünglicher Text der Kommission 
Beabsichtigt ein Arbeitgeber die Entlassung von 
mindestens zehn Arbeitnehmern aus einem oder 
mehreren Gründen, insbesondere wirtschaftlicher 
oder technischer Art und unabhängig von dem per- 
sönlichen Verhalten dieser Arbeitnehmer, so hat er 
dies der zuständigen Behörde des Mitgliedstaates 
unter Angabe aller zweckdienlichen Einzelheiten 
wie Gründe für die Entlassung, genaue Anzahl der 
zu entlassenden Arbeitnehmer und Zeitraum, inner- 
halb dessen die Entlassungen vorgenommen werden 
sollen, anzuzeigen. 

b) EP; entspricht dem Text der Kommission; 

c) WSA: sollte wie folgt geändert werden: 
Beabsichtigt ein Arbeitgeber aus einem oder mehre- 
ren Gründen, die nicht in der Person des Arbeit- 
nehmers liegen, innerhalb eines Zeitraums von 
einem Monat die Entlassung von 

1. in Betrieben mit in der Regel mehr als 20 und 
weniger als 50 Arbeitnehmern mehr als fünf 
Arbeitnehmern, 

2. in Betrieben mit in der Regel mindestens 50 und 
weniger als 500 Arbeitnehmern mehr als 10 v. H. 
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der im Betrieb regelmäßig beschäftigten Arbeit- 
nehmer oder aber mehr als 25 Arbeitnehmern, 
3. in Betrieben mit in der Regel mindestens 500 
Arbeitnehmern mindestens 50 Arbeitnehmern, 
so hat er dies der zuständigen Behörde des Mit- 
gliedstaates unter Angabe aller zweckdienlichen 
Einzelheiten wie Gründe für die Entlassung, genaue 
Anzahl der zu entlassenden Arbeitnehmer und Zeit- 
raum, innerhalb dessen die Entlassungen vorgenom- 
men werden sollen, anzugeben. 

Betrieb im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 ist die ört- 
liche Beschäftigungseinheit. 

d) Bemerkungen 

Von gewissen redaktionellen Änderungen abge- 
sehen, beinhaltet der Änderungsvorschlag des WSA 
die Herstellung eines proportionellen Verhältnisses 
zwischen der Anzahl der anzeigepflichtigen Ent- 
lassungen und der Belegschaftszahl des betroffenen 
Unternehmens. Der WSA greift hiermit einen Ge- 
danken auf, den die Kommission bereits in ihrem 
Dokument Nr. V/8754/2/70 (Bestimmungen zugun- 
sten der Arbeitnehmer bei Entlassungen nach dem 
Recht der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften - Synthesebericht und Schlußfolgerungen 
der Kommission) geäußert hat. 

Im ursprünglichen Text des Richtlinienvorschlags 
ist schließlich davon Abstand genommen worden, 
und zwar aus folgender Überlegung: die Anzeige 
der zu entlassenden Arbeitnehmer an die zuständi- 
gen Behörden hat vornehmlich arbeitsmarktpoliti- 
sche Bedeutung. Die zuständigen Behörden sollen 
durch die Anzeige auf die bevorstehenden Entlassun- 
gen vorbereitet und dadurch in die Lage versetzt 
werden, die notwendigen Maßnahmen, insbesondere 
der Arbeitsplatzbeschaffung, für die von den Ent- 
lassungen betroffenen Arbeitnehmer ergreifen zu 
können. 

In diesem Zusammenhang ist allein die Anzahl der 
zu entlassenden Arbeitnehmer von Interesse, wäh- 
rend die Beschäftigtenzahl des Unternehmens 
bestenfalls eine sekundäre Rolle spielt. 

Es bestehen jedoch keine grundsätzlichen Bedenken, 
dem Vorschlag des WSA zu folgen, zumal sich auch 
die Vertreter der Berufsorganisationen der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer ausdrücklich für die Fas- 
sung ausgesprochen haben. Es schien jedoch geboten, 
die vom WSA vorgeschlagenen Zahlenkombina- 
tionen anders zu ordnen, um sie übersichtlicher zu 
gestalten, wobei jedoch die Substanz des Vorschlages 
unverändert geblieben ist. 

C. Artikel 1 Abs. 2 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Das Ergebnis der in Artikel 4 vorgesehenen An- 
hörung der Arbeitnehmer ist dieser Anzeige beizu- 
fügen oder baldmöglichst nachzureichen. 

b) EP: Das Ergebnis der in Artikel 4 vorgesehe- 

nen Anhörung der Arbeitnehmervertreter 
ist dieser Anzeige beizufügen. 

c) WSA: Sollte wie folgt geändert werden: 

Das Ergebnis der in Artikel 4 vorgesehe- 
nen Anhörung der Arbeitnehmervertreter 


ist dieser Anzeige beizufügen. Liegt im 
Zeitpunkt der Anzeige ein Ergebnis nicht 
vor, so ist der Anzeige die Mitteilung 
über die Einleitung und den Stand der 
Konsultation beizufügen und das Ergeb- 
nis innerhalb einer Frist von drei Wochen 
nachzureichen. 

d) Bemerkungen 

Bei den Änderungsvorschlägen des EP und des WSA 
geht es hauptsächlich um die Festlegung der Mög- 
lichkeit für den Arbeitgeber, das Ergebnis der An- 
hörung der Arbeitnehmervertreter den Behörden 
nachreichen zu können, sofern es nicht schon der 
Anzeige begefügt wurde. 

Während der derzeitige Text der Richtlinie davon 
spricht, daß diese Nachreichung sobald wie möglich 
zu erfolgen hat und der WSA die Nachreichungsfrist 
auf drei Wochen begrenzt, möchte das EP die Nach- 
reichungsmöglichkeit völlig streichen. 

Der Vorschlag des EP ist nicht sachgerecht. Er über- 
sieht die Tatsache, daß sich diese Konsultationen 
unter Umständen über eine gewisse Zeit hinziehen, 
und versperrt dem Arbeitgeber die Möglichkeit, 
dennoch die Entlassungen anzeigen zu können, ob- 
gleich die öffentliche Behörde größtes Interesse dar- 
an hat, möglichst frühzeitig von den beabsichtigten 
Entlassungsmaßnahmen in Kenntnis gesetzt zu 
werden. 

Der Vorschlag des WSA berücksichtigt diesen Um- 
stand, begrenzt jedoch die Frist auf drei Wochen, 
einen Zeitraum, der nach Ansicht der Sachverstän- 
digenvertreter in diesem Ausschuß angemessen er- 
scheint. Er hat gegenüber dem derzeitigen Text des 
Richtlinienvorschlags den Vorteil der größeren 
Rechtssicherheit und Klarheit. Deshalb wäre der der- 
zeitige Richtlinientext in diesem Sinne zu ändern. 

D. Artikel 2 Abs. 1 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Soweit keine gegenteilige Äußerung der zustän- 
digen Behörde vorliegt, werden die angezeigten Ent- 
lassungen einen Monat nach Eingang der Anzeige 
wirksam. Die für den Fall der Einzelkündigung 
geltenden Bestimmungen bleiben unberührt. 

b) EP: entspricht dem Text der Kommission. 

c) WSA: soweit keine gegenseitige Äußerung der 

zuständigen Behörde vorliegt, werden die 
angezeigten Entlassungen einen Monat 
nach Eingang der ordnungsgemäßen An- 
zeige nach Artikel 1 Abs. 1 und 2 wirk- 
sam. Die für den Fall der Einzelkündigung 
geltenden Bestimmungen bleiben unbe- 
rührt. 

d) Bemerkungen 

Die vom WSA vorgeschlagenen redaktionellen 
Änderungen sind zu befürworten. 

E. Artikel 2 Abs. 2 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Diese Frist kann von der Behörde dazu benutzt 
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werden, nach Lösungen für die durch die beabsich- 
tigten Entlassungen aufgeworfenen Probleme zu 
suchen. 

b) und c) — EP und WSA: 

Diese Frist muß von der Behörde dazu benutzt wer- 
den, nach Lösungen für die durch die beabsichtigten 
Entlassungen aufgeworfenen Probleme zu suchen. 

d) Bemerkungen 

Die gleichlautenden Abänderungsanträge des EP 
und des WSA laufen darauf hinaus, die derzeitige 
Kannvorschrift in eine Mußvorschrift umzuwandeln. 
Da dies dem Sinn und Zweck dieser Vorschrift ent- 
spricht, bestehen hiergegen keine Bedenken. 

F. Artikel 2 Abs. 3 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Die zuständige Behörde kann diese Frist um einen 
Monat verlängern. Dies ist dem Arbeitgeber binnen 
drei Wochen nach Eingang der Anzeige mitzuteilen. 

b) EP: entspricht dem Text der Kommission 

c) WSA: Bleiben die Bemühungen der zuständigen 

Behörde gemäß Absatz 2 erfolglos, kann 
diese Frist in Ausnahmefällen um einen 
Monat verlängert werden, wenn damit die 
Existenz des Unternehmens nicht gefährdet 
wird. Diese Verlängerung ist dem Arbeit- 
geber binnen drei Wochen nach Eingang 
der Anzeige mitzuteilen und zu be- 
gründen. 

d) Bemerkungen 

Die vom WSA vorgeschlagene Formulierung betont 
den Ausnahmecharakter dieser Bestimmung. Da dies 
auch im Sinne des ursprünglichen Richtlinientextes 
liegt, ist diese Formulierung zu befürworten. 

G. Artikel 3 Abs. 1 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Die zuständige Behörde kann der Durchführung der 
angezeigten Entlassungen insgesamt oder teilweise 
widersprechen, wenn die Prüfung durch die zustän- 
dige nationale Behörde ergibt, daß die gemäß Arti- 
kel 1 vom Arbeitgeber angeführten Gründe unrich- 
tig sind. 

b) EP: entspricht dem Text der Kommission. 

c) WSA: Die zuständige Behörde kann der Durch- 

führung der angezeigten Entlassungen 
widersprechen, wenn die Prüfung durch 
die zuständige nationale Behörde ergibt, 
daß die gemäß Artikel 1 vom Arbeitgeber 
angeführten Gründe nicht gegeben sind. 

d) Bemerkungen 

Die dem Richtlinientext zugrunde liegende Über- 
legung geht davon aus, daß die Behörde lediglich 
Tatsachenfeststellungen zu treffen hat, die das Vor- 
handensein der für die Entlassungen angegebenen 
Gründe betreffen. Sie soll weder über die Recht- 
mäßigkeit der getroffenen Maßnahmen noch über 
ihre Zweckmäßigkeit befinden, und damit weder in 


die Kompetenz der Gerichte noch in die der Unter- 
nehmensleitung eingreifen können. 

Der Änderungsvorschlag des WSA dient dieser 
Klarstellung und ist deshalb zu befürworten. 

H. Artikel 3 Abs. 2 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Die zuständige Behörde kann die Aufschiebung der 
Entlassungen anordnen und die in Artikel 2 Abs. 1 
genannte Frist um höchstens zwei weitere Monate 
verlängern, wenn die in Artikel 4 Abs. 1 und 2 vor- 
gesehene Konsultation der Arbeitnehmervertreter 
nicht stattgefunden hat oder gegebenenfalls das in 
Artikel 4 Abs. 3 vorgesehene Vermittlungsverfahren 
beantragt wurde. 

b) EP: Die zuständige Behörde kann die Auf- 

schiebung der Entlassungen anordnen und 
die in Artikel 2 Abs. 1 genannte Frist um 
höchstens zwei weitere Monate ver- 
längern, wenn die in Artikel 4 Abs. 1 und 
2 vorgesehene Konsultation der Arbeit- 
nehmervertreter ohne Einigung abge- 
schlossen und deshalb das Vermittlungs- 
verfahren beantragt wurde. 

c) WSA: Die zuständige Behörde kann die Auf- 

schiebung der Entlassungen anordnen und 
die in Artikel 2 Abs. 1 genannte Frist um 
höchstens einen weiteren Monat ver- 
längern, wenn das in Artikel 4 Abs. 3 vor- 
gesehene Vermittlungsverfahren bean- 
tragt wurde. 

d) Bemerkungen 

Die Änderungsvorschläge des EP und des WSA 
j laufen sinngemäß gleichlautend darauf hinaus, die 
Verlängerung der Sperrfrist gemäß Artikel 2 Abs. 1 
auf den Fall zu beschränken, daß das in Artikel 4 
Abs. 3 vorgesehene Vermittlungsverfahren bean- 
tragt wurde. Die im ursprünglichen Richtlinientext 
vorgesehene Fristverlängerung für den Fall, daß die 
Konsultation der Arbeitnehmervertreter überhaupt 
noch nicht begonnen hat, ist durch die vom EP und 
vom WSA gleichermaßen beantragte Neufassung des 
Artikels 1 Abs. 2 überflüssig geworden und kann 
deshalb entfallen. 

Die beantragte Änderung des WSA, die für den Fall 
des Vermittlungsverfahrens eine Fristverlängerung 
von einem Monat (EP zwei Monate) vorsieht, ist 
ebenfalls zu befürworten. 

I. Artikel 4 Abs. 1 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 
Bevor der Arbeitgeber der zuständigen Behörde die 
Entlassungen gemäß Artikel 1 anzeigt, ist er ge- 
halten, die Arbeitnehmervertreter des betreffenden 
Unternehmens zu konsultieren, um zu einer Eini- 
gung zu gelangen, sofern die Zahl der Entlassungen 
mehr als 50 Arbeitnehmer beträgt. 

Sofern die Anzahl der Entlassungen weniger als 50 
Arbeitnehmer beträgt, kann die zuständige Be- 
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hörde, wenn sie dies für notwendig erachtet, den 
Arbeitgeber zur Durchführung der Konsultation auf- 
fordern. Arbeitnehmervertreter im Sinne dieser Vor- 
schrift sind die nach den nationalen Verfahren vor- 
gesehenen Vertreter. 

b) EP: Bevor der Arbeitgeber der zuständigen 

Behörde die Entlassungen gemäß Artikel 1 
anzeigt, muß er die Arbeitnehmervertreter 
des betreffenden Unternehmens konsul- 
tieren, um zu einer Einigung zu gelangen. 
Arbeitnehmervertreter im Sinne dieser 
Vorschrift sind die nach den nationalen 
Verfahren vorgesehenen Vertreter. 

c) WSA: Bevor der Arbeitgeber der zuständigen 

Behörde die Entlassungen gemäß Artikel 1 
anzeigt, ist er gehalten, die Vertreter der 
betroffenen Arbeitnehmer zu konsultieren, 
um eine Einigung anzustreben. 

d) Bemerkungen 

EP und WSA beantragen übereinstimmend eine 
Änderung des bestehenden Richtlinientextes dahin- 
gehend, daß die Konsultation der Arbeitnehmerver- 
treter in allen Fällen der gemäß Artikel 1 Abs. 1 
vorgesehenen Entlassungen vorgenommen werden 
muß, während der derzeitige Richtlinientext eine 
Konsultationsverpflichtung erst ab 50 Arbeitnehmer 
vorsieht, bei geringerer Anzahl lediglich auf Auf- 
forderung der Behörden. 

Es ist unbestreitbar, daß der Vorschlag des EP und 
des WSA den Schutz der Arbeitnehmer verbessert 
und der generell feststellbaren Tendenz entgegen- 
kommt, die Mitwirkung der Arbeitnehmervertreter 
bei personellen Entscheidungen der Unternehmen 
zu verstärken. 

Der Richtlinientext der Kommission wäre deshalb in 
diesem Sinne zu ändern. 

J. Artikel 4 Abs. 2 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Diese Konsultation erstreckt sich insbesondere auf: 

— die Möglichkeit, die geplanten Entlassungen zu 
vermeiden oder einzuschränken; 

— die Kriterien für die Auswahl der zu entlassen- 
den Arbeitnehmer; 

— die Möglichkeit, den von der Entlassung bedroh- 
ten Arbeitnehmern innerhalb des gleichen Unter- 
nehmens, gegebenenfalls durch berufliche Anpas- 
sungsmaßnahmen, Umsetzung in einen anderen 
Betrieb oder unter veränderten Bedingungen im 
Arbeitsverhältnis einen anderen Arbeitsplatz zu- 
zuweisen; 

— die Ausgleichsvergütungen für Lohnkürzungen 
und zusätzliche Vergünstigungen; 

— die zugunsten der zu entlassenden Arbeitnehmer 
zu treffenden Vorkehrungen, insbesondere die 
zu gewährenden Entlassungsabfindungen und die 
vorrangige Wiederbeschäftigung; 

— die Durchführungsmodalitäten, insbesondere die 
zeitliche Staffelung der Entlassungen. 


Hierzu hat der Arbeitgeber den vorgenannten 
Arbeitnehmervertretern schriftlich alle zweckdien- 
lichen und in jedem Fall alle in Artikel 1 Abs. 1 
genannten Auskünfte zu erteilen, damit sie kon- 
struktive Vorschläge unterbreiten können. 

b) EP: entspricht dem Text der Kommission. 

c) WSA: — eventuell zu gewährende Ausgleichs- 

vergütungen für Lohnkürzungen und 
zusätzliche Vergünstigungen; 

— die zugunsten der zu entlassenden 
Arbeitnehmer zu treffenden Vorkeh- 
rungen, insbesondere die eventuell zu 
gewährenden Entlassungsabfindungen 
und die vorrangige Wiederbeschäfti- 
gung. 

d) Bemerkungen 

Gegen die vom WSA vorgeschlagenen redaktionel- 
len Änderungen der 4. und 5. Einrückung bestehen 
keine Bedenken. 

K. Artikel 4 Abs. 3 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Ist nach Abschluß der Konsultation keine Einigung 
zwischen den Parteien erzielt worden, so kann jede 
der Parteien die Vermittlung der öffentlichen Be- 
hörde beantragen. 

b) EP: entspricht dem Text der Kommission. 

c) WSA: Ist nach Abschluß der Konsultation keine 

Einigung zwischen den Parteien erzielt 
worden, so kann jede der Parteien die 
Vermittlung der öffentlichen Behörde be- 
antragen. Wird die Vermittlung nur von 
einer Partei beantragt, so hat sich die 
andere Partei auf das Verfahren einzu- 
lassen. 

d) Bemerkungen 

Der Änderungsvorschlag des WSA beinhaltet die 
Einführung eines Einlassungszwanges, wonach eine 
Partei verpflichtet ist, sich in jedem Fall an dem 
von der anderen Partei beantragten Vermittlungs- 
verfahren zu beteiligen. Dadurch wird verhindert, 
daß sich eine Pnrtei willkürlich dem Vermittlungs- 
verfahren entziehen kann, das heißt also eine Ver- 
mittlung erst gar nicht zustande kommt, obgleich 
eine der Parteien vermittlungswillig ist und damit 
schon eine wesentliche Voraussetzung für eine güt- 
liche Beilegung des Streitfalles gegeben ist. 

Es muß jedoch festgehalten werden, daß der Zwang 
zur Einlassung auf das Vermittlungsverfahren in 
keiner Weise die Freiheit der Parteien präjudiziert, 
das Vermittlungsergebnis anzuerkennen oder abzu- 
lehnen. 

Insoweit kann dem Änderungsvorschlag des WSA 
zugestimmt werden. Es schien jedoch geboten, im 
Hinblick auf die in einigen Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft bestehende Lage, die Bestimmung so zu 
formulieren, daß den Parteien zuerst die Möglich- 
keit gegeben wird, sich eventuell auf eine Vermitt- 
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lungsprozedur ohne Einschaltung staatlicher Stellen 
zu einigen und eine staatliche Vermittlungshilfe 
erst dann in Anspruch zu nehmen, wenn die Verein- 
barung eines solchen Vermittlungsverfahrens zwi- 
schen den Parteien nicht zustande kommen sollte. 

L. Artikel 5 

a) Ursprünglicher Text der Kommission 

Binnen sechs Monaten nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten ihre Rechts- 
vorschriften im Einklang mit den vorstehenden Be- 
stimmungen und setzen die Kommission hiervon 
unverzüglich in Kenntnis. Die so geänderten Rechts- 
vorschriften sind spätestens ein Jahr nach dieser 
Bekanntgabe anzuwenden. 


; b) EP; entspricht dem Text der Kommission. 

' c) WSA: das Wort „Bestimmungen" in der dritten 
Zeile ist durch das Wort „Mindestbestim- 
mungen" zu ersetzen. 

d) Bemerkungen 

Dem Antrag des WSA, an dieser Stelle den Begriff 
„Mindestbestimmungen" einzufügen, kann aus recht- 
I liehen Erwägungen nicht stattgegeben werden. Da- 
für ist ein dem Sinn des Antrags entsprechender 
Passus am Schluß der Erwägungsgründe aufgenom- 
| men worden. 

M. Artikel 6 und 7 

I 

Keine Änderungsvorschläge. 
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Begründung 

Aus einem Vergleich der Bestimmungen der Ge- 
meinschaftsländer über Massenentlassungen er- 
geben sich beträchtliche Unterschiede hinsichtlich 
der Bedingungen und Verfahren sowie der Maß- 
nahmen, die getroffen worden sind, um die nega- 
tiven Auswirkungen der Entlassung für die Arbeit- 
nehmer zu mildern. Diese Unterschiede haben sich 
in den letzten Jahren noch verstärkt. 

Diese erheblichen Abweichungen bei den Schutz- 
bestimmungen für Massenentlassungen haben einen 
direkten Einfluß auf das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes, indem sie zu Disparitäten in den 
Wettbewerbsbedingungen führen, die die Entschei- 
dungen der nationalen oder multinationalen Unter- 
nehmen über die Verteilung der benötigten Arbeits- 
plätze beeinflussen können. So ist beispielsweise 
vorauszusehen, daß jedes Unternehmen, das einen 
internen Umstellungsplan, verbunden mit teilweiser 
oder vollständiger Stillegung bestimmter Betriebe, 
durchführen muß, die Wahl dieser Stillegungen, 
wenigstens zum Teil, von dem mehr oder weniger 
stark ausgestalteten Arbeitnehmerschutz abhängig 
machen wird. Solche und auch andere Situationen 
wirken dem sozialen Fortschritt entgegen und kön- 
nen sogar einer ausgewogenen Gesamt- und 
Regionalentwicklung innerhalb der Gemeinschaft 
durch die Entstehung von Gebieten massiver Unter- 
beschäftigung schaden. 

So wirken sich die wirtschaftliche Integration, die 
mit einer fortschreitenden Verflechtung der Binnen- 
märkte einhergeht, sowie der sich ständig verschär- 
fende Wettbewerb auf Weltebene, das Tempo des 
technologischen Fortschritts und der Strukturwandel 
(Rationalisierung, Zusammenarbeit, Konzentration), 
der sich infolge des Funktionierens des Gemein- 
samen Marktes direkt oder indirekt in den Unter- 
nehmensstrukturen vollzieht, immer nachhaltiger 
auf die Sicherheit der Arbeitsplätze aus. 

Die wirtschaftliche Umstellung mit ihren möglichen 
Betriebsschließungen sind jedoch ein wesentlicher 
Bestandteil der Entwicklung günstigerer Tätig- 
keiten. Sie sollten deshalb nicht verhindert werden, 
wohl aber sollte die berufliche Mobilität in einen 
Rahmen angemessener Garantien gestellt werden. 

Darüber hinaus ist es sozial immer weniger gerecht- 
fertigt, daß für Arbeitnehmer bei Massenentlassun- 
gen in vergleichbaren Situationen sehr unterschied- 
liche Bestimmungen gelten, die zu ebenfalls sehr 
verschiedenartigen Ergebnissen führen. 

Diese Ungleichheit 

— ist infolge der Entwicklung der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer noch offensichtlicher geworden, 

— ist dem Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes, wozu gemäß Artikel 1 17 des EWG-Vertrages 


auch die Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen und dadurch ihre Angleichung auf 
dem Wege des Fortschritts zu rechnen ist, abträg- 
' lieh. 

Aus allen diesen Gründen erscheint es notwendig, 
die Vorgefundenen Disparitäten durch eine Annähe- 
j rung der entsprechenden einzelstaatlichen Bestim- 

■ mungen zu beseitigen. Die Kommission übersieht 
I dabei keineswegs, daß eine Regelung über Massen- 
! entlassungen lediglich einen Sonderaspekt des Kün- 
! digungsrechts in seiner Gesamtheit darstellt, wel- 
! ches sie in ihrem Bericht über die Bestimmungen 

zugunsten der Arbeitnehmer bei Entlassungen *) 
angesprochen hat und worin auch die Richtung auf- 
gezeigt wurde, die eine Diskussion über eine Har- 
monisierung des Kündigungsrechts ihrer Auffassung 
nach nehmen sollte. Unbeschadet dessen rechtfertigt 
jedoch die besondere sozio-ökonomische Bedeutung 
des Phänomens der Massenentlassung eine vor- 
weggenommene Sonderregelung auf Gemeinschafts- 
ebene. 

Eine Bejahung der Zweckmäßigkeit, die in den Ge- 
meinschaftsländern geltenden Rechtsvorschriften 
über Massenentlassungen einander anzunähern, be- 
deutet nicht, daß die Tarifautonomie der Sozial- 
partner in Frage gestellt werden soll. Im Gegenteil, 
der Richtlinienvorschlag berücksichtigt diese Auto- 
nomie vielmehr als Ausgangspunkt und schafft 
einen Rahmen, der die Tarifpartner zu Verhand- 
lungen ermutigt, in dem zwar die Ziele dieser Ver- 
handlungen sichtbar gemacht werden, ihre Ausge- 
staltung jedoch der Sachkenntnis und dem Verant- 
wortungsbewußtsein der Tarifpartner überlassen 
bleibt. 

In ihrem Richtlinienvorschlag hat sich die Kommis- 
sion bewußt auf einige wesentliche Punkte be- 
schränkt, die von der Überlegung getragen sind, 
daß eine Gemeinschaftsregelung über Massenent- 
lassungen ihrer doppelten Zweckmäßigkeit - soziale 
Schutzfunktion und ökonomisches Regulativ - am 
besten durch ein systematisches Zusammenwirken 
von Unternehmensleitung, Behörden und Arbeit- 
nehmervertretern gerecht wird. 

In diesem Sinne ist der nachstehende Vorschlag 
einer Richtlinie formuliert worden, der sich einer- 
seits an den in den Mitgliedstaaten geltenden Vor- 
j Schriften und Verfahren orientiert, andererseits je- 
doch deren Angleichung vorsieht, um stark vonein- 

■ ander abweichende oder gar widersprechende Er- 
gebnisse zu vermeiden. 

In Anbetracht des besonderen Charakters dieser 
Arbeitsverhältnisse sind Entlassungen im Rahmen 
von Arbeitsverträgen auf Zeit oder von Arbeitsver- 
trägen für eine bestimmte Tätigkeit aus den An- 
wendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen. 

l ) Dok. Nr. 8754/2/70, dem Rat am 16. Mai 1972 vorgelegt 
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